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Vorwort des Verfassers 

 

Der vorliegende Beitrag stellt die wesentlichen Argumente und Ergebnisse 

meiner Dissertation „Unternehmensbesteuerung in Europa – Ordnungsöko-

nomische Beiträge“ vor. Sie umfasst drei Hauptteile, die sich aus ordnungs-

ökonomischer Sicht mit einer europäischen Bemessungsgrundlage für die 

Körperschaftsteuer, den Begünstigungs- und Schrankenregelungen in der 

europäischen Unternehmensbesteuerung und dem OECD-Aktionsplan gegen 

die Steuervermeidungsstrategien multinational tätiger Unternehmen ausei-

nandersetzen. Die drei Teile wurden wegen des kumulativen Promotionsver-

fahrens in referierten Zeitschriften veröffentlicht, weshalb sich dieser Beitrag 

auf Melle (2014), (2015a) und (2015b) stützt. Zugleich werden Folien einbezo-

gen, die ich für meine Disputation verwendete. 

 

Pforzheim, im Januar 2016 

Marco Melle 
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Zusammenfassung 

 

Harmonisierung der heterogenen Unternehmensteuern in Europa? Der vor-

liegende Pforzheimer Beitrag möchte für Europa einen Mittelweg der Harmo-

nisierung der Besteuerung von Unternehmensgewinnen aufzeigen. Es geht 

um eine gemeinsame körperschaftsteuerliche Bemessungsgrundlage und 

ihre steuer- und ordnungsökonomische Einordnung. In der Literatur stehen 

sich totaler Wettbewerb und totale Harmonisierung scheinbar unversöhnlich 

gegenüber, während ein Mittelweg der Minimalharmonisierung in einem ge-

meinsamen Wirtschafts- und Währungsraum weitgehend vernachlässigt wird. 

Um steuerlichen Hindernissen für grenzüberschreitendes Wirtschaften und 

Gewinnverlagerungen von Hoch- in Niedrigsteuerländer wirksam zu begeg-

nen, wäre ein Umdenken wünschenswert: Wettbewerb und Harmonisierung 

der Besteuerung von Unternehmensgewinnen können Komplemente statt 

Substitute einer effizienten Koordination sein. 

 

 

Stichwörter: Europäische Kommission, GKKB, fiskalische Äquivalenz, institutionelle 

Kongruenz, ex-post-Harmonisierung, ex-post-Approximation, Steuervielfalt, OECD, 

Steuerkoordination, Gewinnverlagerungen, Steuervermeidung, buchhalterische Exits 

 

JEL-Classification: F23, H20, H25, H26, H32, K34 
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1. Einleitung 

 

Es ist schon einige Jahre her, da brach jenseits des Atlantiks eine Banken- 

und Finanzkrise aus, die rasch auf das europäische Festland übergriff und mit 

der Insolvenz der amerikanischen Investmentbank Lehman Brothers im 

Herbst 2008 ihren vorläufigen Höhepunkt erreichte. In der Folge hat sich die 

sogenannte Subprime-Krise zu einer weltweiten Wirtschafts- und Staats-

schuldenkrise entwickelt. Immer noch kämpft Europa mit einer schwächeln-

den Konjunktur und einer gefährlich hohen Staatsverschuldung einiger Mit-

gliedstaaten, die den gemeinsamen Wirtschafts- und Währungsraum in sei-

nen Grundfesten bedrohen. Bereits Ende 2009 warnte der damalige Kommis-

sionspräsident José Manuel Barroso in einem „Mission Letter“ (Auftrags-

schreiben) an den Ökonomen Mario Monti vor den Folgen für den Binnen-

markt: 

„The recent crisis has shown that there remains a strong temptation, particularly when times 

are hard, to roll back the Single Market and seek refuge in forms of economic nationalism. 

[…] The full potential of the Single Market has not yet been delivered. In many areas the Sin-

gle Market is far from being completely in place. In addition, there are missing links which 

prevent a still fragmented market from acting as a powerful engine for growth and delivering 

the full benefits to consumers. The Commission intends to take a more systematic and inte-

grated approach, with a view to both achieving a fully-fledged Single Market and monitoring it 

effectively.“
1
 

Er beauftragte Monti, über konkrete Ansätze für eine Initiative zur Neubele-

bung des Binnenmarktkonzepts zu berichten. In 2010 legte dieser seinen Be-

richt vor, in dem zur Unternehmensbesteuerung in Europa unter der Über-

schrift „The tax dimension of the single market: working together to safeguard 

tax sovereignty“ ein konkreter Ansatz zu finden ist, mit dem sich die Europäi-

sche Kommission schon seit 2001 intensiv beschäftigt und der 2011 in einen 

ambitionierten Richtlinienentwurf mündete: 

„[…] there is scope for exploring measures of tax coordination that would smooth over rough 

edges – which produce distortions or incentives for tax avoidance – while respecting tax sov-

ereignty. […] One advantage of coordination is that it would be more effective in targeting 

mobile tax bases, plugging the gaps that permit tax arbitrage and avoidance. […] [another] 

advantage is that coordinated moves would limit regulatory and tax fragmentation that would 

distort competition within the single market and increase compliance costs for business. […] 

Work towards a common definition of corporate tax bases replacing the plurality of rules ex-

                                                      
1
  Monti (2010, S. 3). 
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isting in each of the Member States, dates back to 2001. The specific design of the proposal 

requires a careful attention, but the time seems mature to move forward.“
2
 

Monti drängt in seinem Bericht auf eine Koordination der nationalen Körper-

schaftsteuern in Europa, die im Ergebnis eine Minimalharmonisierung wäre. 

Die Heterogenität dieser historisch gewachsenen Rechtssysteme soll nicht 

beseitigt werden, sondern mit Blick auf Befolgungskosten, Ergebniskonsoli-

dierung und Steuervermeidung bei grenzüberschreitendem Wirtschaften um 

eine einheitliche steuerliche Gewinnermittlung ergänzt werden.3 

Ein wichtiges Ziel des Richtlinienentwurfs zu einer „Gemeinsamen konsoli-

dierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage“ (GKKB)4 ist, die europa-

weite Verrechnung von Steuergewinnen und -verlusten zu entproblematisie-

ren. Wer das deutsche Unternehmensteuerrecht und seine Besonderheiten 

kennt, weiß, wie sehr historisch gewachsene Heterogenität den europäischen 

Binnenmarkt beeinträchtigen kann. Präsent sind die intensiven Reformdis-

kussionen um die körperschaftsteuerliche Organschaft5, deren Anfänge auf 

ein Urteil des Preußischen Oberverwaltungsgerichts von 19026 zurückgehen. 

Mit dem „doppelten Inlandsbezug“ verletzte sie bis vor kurzem höherrangiges 

europäisches Recht und mit dem „Ergebnisabführungsvertrag“ versucht sie 

sich bis heute gegen eine Berücksichtigung von europaweit erwirtschafteten 

Verlusten in Deutschland abzuschotten.7 

                                                      
2
  Monti (2010, S. 80 ff.). 

3
  Vgl. Monti (2010, S. 82 f.) 

4
  Europäische Kommission (2011). 

5
  Das deutsche Körperschaftsteuergesetz gestattet verbundenen Unternehmen, unter be-

stimmten Voraussetzungen eine Steuereinheit in Form der sog. Organschaft zu bilden 
(statt vieler Herlinghaus 2003, S. 119 f.; Herzig 2003, S. 3, 8-12). Solche Unternehmen 
sind rechtlich selbständig, in wirtschaftlicher Hinsicht jedoch als eine Einheit zu betrach-
ten. Deshalb macht die Besteuerung nach den wirtschaftlichen Gegebenheiten Sinn, auch 
wenn sie zur Durchbrechung der „steuerlichen Trennung“ von Gesellschaft und Gesell-
schafter führt. 

6
  Preußisches Oberverwaltungsgericht, Urteil vom 31.5.1902, OVGStE 10, S. 391-394. Die 

körperschaftsteuerliche Organschaft wurde über ihre Anfänge hinaus durch Urteile gere-
gelt, erst 1962 veranlasste der Bundesfinanzhof den Gesetzgeber, die körperschaftsteuer-
liche Organschaft zu kodifizieren (vgl. Jurkat 1975, S. 38, 89; Grotherr 1995, S. 126; 
Dötsch 2003, S. 98 f.; Herzig 2003, S. 4 f.). 

7
  Zur Diskussion um die Organschaft und ihre Reformbedürftigkeit siehe z.B. Wittkowski 

(2008); Homburg (2009) und (2010); Eisgruber (2010); Esterer/Bartelt (2010); Fuest 
(2010); Herzig (2010); Kaeser (2010); Kessler/Philipp (2010); Kußmaul/Niehren/Pfeifer 
(2010); Mitschke (2011); Benecke/Schnitger (2013); Gründig/Schmid (2013); Krö-
ner/Momen/Boller (2013); Paintner (2013); Schaden/Polatzky (2013); Scheipers/Linn 
(2013); Schnitger (2013); Heinz/Scheuch (2014). 



Beiträge der Hochschule Pforzheim Nr. 158 
  

9 

Der vorliegende Beitrag widmet sich aus ordnungsökonomischer Sicht der 

Heterogenität der europäischen Unternehmensbesteuerung und der hieraus 

resultierenden Probleme nebst Lösungen. Im Mittelpunkt stehen eine europä-

ische Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer, Begünstigungen und 

Schranken in der europäischen Unternehmensbesteuerung und der OECD-

Aktionsplan gegen die Steuervermeidung multinational tätiger Unternehmen. 

Durch die Kombination von steuerlichen Details und grundsätzlichen Überle-

gungen sollen drei Fragen geklärt werden: Gibt es erstens Argumente für ei-

ne europäische Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer und wie 

sind diese zu bewerten? Überzeugt zweitens das Argument, dass der Wett-

bewerb eine solche Angleichung besser herbeiführen könne? Und wie ist drit-

tens eine europäische Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer in 

die aktuelle Debatte um die Steuervermeidung multinationaler Unternehmen 

einzuordnen? Abbildung 1 führt diese drei Fragen im Überblick auf und stellt 

ihren Bezug zu Melle (2014), (2015a) und (2015b) her. 

Abbildung 1: Fragen im Überblick 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Im folgenden zweiten Abschnitt wird zunächst die von der Europäischen 

Kommission geplante Koordination der nationalen körperschaftsteuerlichen 

Bemessungsgrundlagen dargestellt und nach steuer- und ordnungsökonomi-

schen Kriterien bewertet. Im dritten Abschnitt folgt deren evolutorisch-

ökonomische Einordnung. Der vierte Abschnitt widmet sich dann dem Akti-
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onsplan der OECD gegen die Steuervermeidung multinationaler Unterneh-

men und der spannenden Frage, wie eine GKKB in die aktuelle Debatte um 

„Base Erosion and Profit Shifting“ (BEPS) einzuordnen ist. Der Beitrag 

schließt mit einer Zusammenfassung der Ergebnisse. 

2. Europäische Bemessungsgrundlage 

 

Der Legislativvorschlag der Europäischen Kommission zu einer GKKB geht 

auf das Jahr 2011 zurück. Die 136 Artikel starke Ausarbeitung für eine Richt-

linie des Rates, die bisher nicht über das Entwurfsstadium hinausgekommen 

ist, sieht kein Vollsystem der Unternehmensbesteuerung vor, sondern ledig-

lich, dass die Bemessungsgrundlage der Körperschaftsteuer nach europaweit 

einheitlichen Regeln ermittelt wird. Die Einheitsberechnung der Steuerergeb-

nisse von Körperschaften und Betriebstätten in Europa soll optional ausge-

staltet sein und die Konsolidierung aller nationalen Ergebnisse in einem Kon-

zern ermöglichen. Ist das Gesamtergebnis positiv, soll es formelhaft nach 

Vermögenswerten, Umsätzen und Arbeit auf jeden in Frage kommenden Mit-

gliedstaat aufgeteilt werden, wo jeweils der nationale Körperschaftsteuersatz 

greifen soll.8 Abbildung 2 veranschaulicht diese Konzeption. 

Abbildung 2: Konzeption der GKKB 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

                                                      
8
  Vgl. Europäische Kommission (2011, S. 17 f., 22-58); zudem Fuest/Hemmelgarn/Ramb 

(2006, S. 13), Förster/Krauß (2011, S. 607-613) oder Melle (2014, S. 136 ff.). 



Beiträge der Hochschule Pforzheim Nr. 158 
  

11 

Die steuerökonomischen Vorteile können sich sehen lassen: einfache Ver-

lustverrechnung über die Grenze, geringere Befolgungskosten, keine Mehr-

fachbesteuerung, keine Verrechnungspreise (zwar ein Steuerplanungsmittel 

weniger, aber keine kostenintensive Dokumentation mehr) und steuerneutrale 

Umstrukturierungen.9 In Melle (2014) wird der Frage nachgegangen, ob eine 

partielle Harmonisierung wie die GKKB aus ordnungsökonomischer Sicht ge-

boten ist – insbesondere auch, ob dieses „working together to safeguard tax 

sovereignty“ als fiskalpolitisches Kartell zu werten ist. Wie würden unionsweit 

veränderte rechtlich-institutionelle Rahmenbedingungen durch eine optionale 

GKKB auf die Handlungsprozesse in Wirtschaft und Politik wirken? Ein Blick 

in die Theorie, die zwei Formen von Steuerwettbewerb kennt, hilft weiter: 

Zum einen konkurrieren Gebietskörperschaften der gleichen Ebene horizon-

tal, z.B. durch Absenkung der Steuersätze, zum anderen unterschiedliche 

Ebenen einer Gebietskörperschaft vertikal, z.B. durch gleichzeitigen Zugriff 

auf eine Steuerbasis.10 Abbildung 3 führt diese beiden Formen auf. 

Abbildung 3: Formen von Steuerwettbewerb 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

                                                      
9
  Vgl. z.B. Schreiber (2004, S. 218 f., 226), Förster/Krauß (2011, S. 607, 614 f.) oder Melle 

(2014, S. 135, 138, 145, 148 f.). 
10

  Allgemein Erlei/Leschke/Sauerland (2007, S. 486); Vanberg (2008, S. 125); Glaser (2010, 
S. 206); zum Steuerwettbewerb Flowers (1988); Wrede (1996); Müller (2006, S. 72 ff.). 
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Aus der vertikalen Betrachtung11 folgt, dass eine Übernutzung der Fiskalall-

mende „Steuergewinn“ – eine Tragedy of the Fiscal Commons12 – nicht zu 

befürchten wäre. Der gleichzeitige Zugriff durch zwei oder mehr Ebenen einer 

Gebietskörperschaft wäre nicht gegeben, denn nur der nationale Zugriff nach 

der ökonomischen Aktivität in einem Land ist vorgesehen. Dem gleichzeitigen 

Zugriff hierarchisch gleichrangiger Gebietskörperschaften (Wettbewerb von 

„Wegelagerern“ nach Willgerodt 1968)13, der gleichermaßen zu einer Über-

nutzung führt, würde durch eine hinreichende Definition der Zugriffsrechte 

vorgebeugt. Aus nationalen Bemessungsgrundlagen würde durch Konsolidie-

rung eine gemeinsame, aus der durch formelhafte Gewinnaufteilung wieder 

nationale würden. Durch eine solche Aufteilung käme eine Übernutzung erst 

gar nicht auf, weil der nationale Zugriff exklusiv geregelt wäre.14 

Aus der horizontalen Betrachtung15 folgt, dass bei Staatsleistungen in der 

Regel davon auszugehen ist, dass die Nutzungskosten mit der Größe der 

Gebietskörperschaft positiv korreliert sind. Es gibt eine optimale Nutzerzahl, 

ab der Überfüllungskosten auftreten – ein gutes Beispiel ist die Verkehrsinfra-

struktur.16 Die Standortwahl ist eine Entscheidung für ein Leistungspaket, das 

den wahren Präferenzen und der Bereitschaft dafür zu bezahlen am nächsten 

kommt, wobei Voice und Exit sicherstellen, dass nicht jeder Steuerpreis ver-

langt werden kann.17 Um Staatsleistungen zu finanzieren, braucht es also 

                                                      
11

  Zum vertikalen Steuerwettbewerb siehe Cassing/Hillman (1982); Flowers (1988); Johnson 
(1988); Dahlby (1996); Keen (1997); Besley/Rosen (1998); Boadway/Marchand/Vigneault 
(1998); Wrede (1999) und (2002); für einen Überblick Müller (2006, S. 73 f., 77-80). 

12
  Mit Hardin (1968) kam der Ausdruck „Tragedy of the Commons“ in Gebrauch. Speziell mit 

„Fiscal Commons“ setzen sich z.B. Buchanan/Tullock (1962), Weingast/Shepsle/Johnsen 
(1981), Inman/Fitts (1990), Velasco (1999) oder Feld/Kirchgässner (2001) auseinander. 

13
  Vgl. Willgerodt (1968, S. 156-167) 

14
  Vgl. Melle (2014, S. 147 f.). 

15
  Zum horizontalen Steuerwettbewerb siehe Samuelson (1954) und (1955); Tiebout (1956); 

Buchanan (1965); McGuire (1974); Sinn (1990) und (1994); zusätzlich Apolte (1995) und 
(1999, S. 11 ff., 29-66); Müller (2001, S. 52, 55 ff., 66 f., 77) und (2002, S. 500 f.) 

16
  Selbst bei der Verteidigung ist ab einer bestimmten Nutzungsintensität mit einem Anstieg 

der durchschnittlichen Bereitstellungskosten zu rechnen (vgl. Müller 2001, S. 68 f.). Ange-
nommen, die NATO sähe sich gezwungen, in einem Nicht-NATO-Land zu intervenieren, 
so hätten die NATO-Länder marginale Überfüllungskosten zu tragen. 

17
  Vgl. Kerber (1998, S. 215); Apolte (1999, S. 2-5, 23 f.). Anzumerken ist, dass nach dem 

Public-Choice-Ansatz der politische Wettbewerb um Wählerstimmen nur gemeinsam mit 
dem institutionellen Wettbewerb eine ausreichende Kontrolle und stärkere Präferenzen-
orientierung der Politik bewirkt. Die Begriffe Voice und Exit für Widerspruch in Wahlen und 
Abwanderung in eine vorteilhaftere Gebietskörperschaft gehen auf Hirschman (1970) 
bzw. (1974) zurück. Ein ruinöser Wettbewerb um Unternehmen ist nicht zu befürchten, 
weil deren Mobilität durch Unterschiede in den Standortbedingungen einschränkt ist (vgl. 
Feldstein 1994; Streit/Mussler 1995, S. 3; Plümper/Troeger/Winner 2009; Troeger 2013). 
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keine supranationale Erhebungskompetenz. Nun ist keine Europasteuer ge-

plant, sondern eine europäische Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage, 

die ihre steuerökonomischen Vorteile hätte. Aus ordnungsökonomischer Sicht 

ist anzumerken, dass die geplante GKKB nicht nur für mehr Belastungstrans-

parenz ex ante sorgen kann, sondern auch für mehr allokative Effizienz durch 

eine nutzungsorientierte Erhebung, was im Folgenden erläutert wird.18 

Ex ante, d.h. ohne kostenintensive Beratungsleistungen, liegen nur unvoll-

ständige Informationen über nationale öffentliche Angebote samt zu zahlen-

der Steuerpreise vor. Die GKKB könnte helfen, denn durch sie würden solche 

Asymmetrien bei der Suche nach einem optimalen Fiskalstandort abgebaut. 

Nicht der nominale Steuersatz, der aus den nationalen Gesetzen einfach her-

auszulesen ist, zeigt die tatsächliche Belastung an, sondern der effektive, 

indem Steuersatz und Bemessungsgrundlage kombiniert werden. Die GKKB 

würde die Körperschaftsteuerkonkurrenz in Europa nicht beenden, sondern 

auf die nationalen Steuersätze reduzieren, und bei Optionalität müsste sie 

sich den nationalen Bemessungsgrundlagen stellen. Ein fiskalpolitisches Kar-

tell ist abwegig, zumal Drittstaaten immer eine Exit-Option wären.19 

Die Renationalisierung der GKKB nach Vermögenswerten, Umsätzen und 

Arbeit würde den Bezug der nationalen Körperschaftsteueraufkommen zur 

Inanspruchnahme öffentlicher Güter stärken, denn einer hohen Steuer wäre 

nur mit einem Abzug dieser Faktoren zu entgehen. Der Nutzung öffentlicher 

Leistungen zufolge – der Landesanteil an den Faktoren eines Konzerns ließe 

auf die dortige Nutzungsintensität schließen – würden Gewinne dorthin ge-

lenkt, wo der Nutzerzahler die Bereitstellung zu beschließen hat.20 Denkt man 

an buchhalterische Gewinnverlagerungen, wäre eine obligatorische Lösung 

bei Multinationalität vorzuziehen, wobei die Steuerbemessung nicht breiter als 

bei Nationalität sein dürfte. Abbildung 4 fasst die Vorteile zusammen.21 

 

 

                                                      
18

  Vgl. Melle (2014, S. 140-144). 
19

  Vgl. Melle (2014, S. 135, 144 f., 148 ff.). 
20

  Steigerung der fiskalischen Äquivalenz (siehe Olson 1969, S. 481-487) und institutionellen 
Kongruenz (siehe Blankart 2005 und 2011, insbesondere S. 25-28, 627-637). 

21
  Vgl. Melle (2014, S. 135, 146-150). 
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Abbildung 4: Steuer- und ordnungsökonomische Vorteile 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

3. Evolutorisch-ökonomische Sicht 

 

Nun stellt sich für jeden Ordnungsökonomen unweigerlich die Frage, ob eine 

komplexe Einheitsregel wie die GKKB, die effektiv auf die Beseitigung bin-

nenmarktlicher Steuerhindernisse abzielt und einen eindeutigen ordnungs-

ökonomischen Nutzen verspricht, nicht auch aus einem evolutorischen Pro-

zess von trial and error und success and transfer resultieren kann. Sie wäre 

als ein ungeplantes und im Hayekschen Sinne an Wissen überlegenes Er-

gebnis eines Systemwettbewerbs mit Konvergenztendenzen zu verstehen.22 

In Melle (2015a) wird dieser Frage nachgegangen, indem transferierte Unter-

nehmensteuerregeln in Europa, nämlich Thesaurierungsbegünstigungen und 

Zinsschranken, evolutorisch-ökonomisch betrachtet werden. 

Es zeigt sich, dass auch langfristig von einer gewissen Steuervielfalt auszu-

gehen ist, denn im Wettbewerb der europäischen Besteuerungen von Unter-

nehmen ist deren Ausdifferenzierung durch Regelinnovationen und lediglich 

deren Annäherung durch Regelimitationen zu beobachten.23 Statt „ex-post-

Harmonisierung“ (Angleichung durch Wettbewerb) ist „ex-post-Approximation“ 

(Annäherung durch Wettbewerb) realistisch24, weil eine gewisse Steuervielfalt 

die historisch gewachsenen Rechtssysteme und die jeweilige Unternehmens-

                                                      
22

  Vgl. Hayek (1945), (1969), (1976) und (2003, S. 10 ff., 24, 31 ff., 68, 79 ff.). 
23

  Zur empirischen Analyse der Formen beider Regelungen siehe Melle (2015a, S. 125-136). 
24

  Vgl. Prosi (1990), Wohlgemuth (2006, S. 17 f.) oder Vanberg (2001) vs. Siebert (1990). 
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realität und gesellschaftliche Akzeptanz berücksichtigt, aber auch aus der 

Partei- und Interessenpolitik resultiert.25 Abbildung 5 gibt einen Überblick. 

Abbildung 5: Argumente für Vielfalt durch Wettbewerb 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Erst diese Tatsache, dass ein ungeplantes und an Wissen überlegenes Wett-

bewerbsergebnis auch langfristig nicht ein angeglichenes Ergebnis sein kann, 

macht einen politischen Kompromiss zwischen Wettbewerb und Harmonisie-

rung überhaupt überlegenswert. Gleichwohl darf es bei allen Initiativen für 

eine integrierte europäische Gewinnbesteuerung immer nur um eine Minimal-

harmonisierung gehen, um den Wettbewerb weiterhin entdeckend und kon-

trollierend wirken zu lassen. Die GKKB würde den „heilsamen“ Wettbewerb 

der Körperschaftsteuern in Europa nicht beenden, wie schon erläutert wurde, 

und sie wäre nicht die beste Lösung, aber sie müsste sich global26 bewähren, 

indem sie an Regelentwicklungen angepasst und weiterentwickelt würde.27 

 

4. Aktionsplan gegen Steuervermeidung 

Was hat der OECD-Aktionsplan28 gegen die Steuervermeidungsstrategien 

multinationaler Unternehmen mit dem Vorherigen zu tun? In Melle (2015b) 

werden die geplanten Maßnahmen der OECD aus ordnungsökonomischer 

                                                      
25

  Vgl. Melle (2015a, S. 118-125); zu den Gründen für Annäherung Cnossen (1990, S. 473). 
26

  Auch Koop (1996, S. 61) weist darauf hin, dass „sich die EU insgesamt im Systemwett-
bewerb mit dem Rest der Welt befindet“, folglich „den Eigentümern mobiler Produktions-
faktoren eine echte ,Exit optionʻ zur Verfügung steht“. Dass diese Tatsache allzu oft über-
sehen wird, zeigen z.B. die Ausführungen von Wohlgemuth (2006, S. 18 f.). 

27
  Vgl. Melle (2015a, S. 123 f.); außerdem Müller-Graff (1989, S. 111), Koop (1996, S. 54 f., 

60 f.) oder Streit (1996, S. 237 ff.). 
28

  „Action Plan on Base Erosion and Profit Shifting“ (OECD 2013) bzw. „Aktionsplan zur 
Bekämpfung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung“ (OECD 2014); der Aktions-
plan wurde am 19.7.2013 vorgelegt und wartet auf seine Umsetzung. 
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Sicht analysiert und als ernsthaft zu erwägende Reformoptionen international 

koordinierte Quellensteuern für Zinsen und Lizenzgebühren sowie die GKKB 

angeführt. Die Analyse der Maßnahmen beschränkt sich auf die steuerliche 

Hinzurechnung von Einkünften aus einer verlagerten Einkunftsquelle (sog. 

Hinzurechnungsbesteuerung oder Controlled Foreign Company Rule, kurz 

CFC-Rule), den beschränkten Steuerabzug von finanziellen Aufwendungen 

und die korrekte Verrechnungspreisbestimmung. Sie zielen auf die klassi-

schen Kanäle der Gewinnverlagerung ab, was das prominente Steuerspar-

modell „Double Irish Dutch Sandwich“ unterstreichen soll, das auf grenzüber-

schreitenden Lizenzzahlungen für geistiges Eigentum aufbaut. Abbildung 6 

fasst zusammen, was die OECD beabsichtigt und wie der Aktionsplan, ein 

Katalog von 15 Maßnahmen gegen Steuervermeidung, konzipiert ist. 

Abbildung 6: Konzeption des OECD-Aktionsplans 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Für die ordnungsökonomische Prüfung und Bewertung des OECD-Plans wird 

realistischerweise davon ausgegangen, dass Standortwettbewerb mehr als 

nur Steuerwettbewerb ist, denn die Finanzpolitik ist auf der Einnahmen- und 

Ausgabenseite gefragt und die Steuer auf mobiles Kapital kann als Steuer-

preis für die Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen interpretiert werden. 

Die Steuer auf Körperschaften ist als pauschale Abgeltung unternehmens-
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spezifischer öffentlicher Leistungen zu sehen.29 Vorab sind zwei Fragen zu 

klären. Erstens: Muss für eine ausgabenseitige Analyse zwischen legalen und 

illegalen Strategien der Steuervermeidung differenziert werden? Zweitens: 

Wie steht es mit der empirischen Relevanz? Eine Differenzierung ist nicht 

notwendig, denn es geht um jedwede Strategie, die die nutzungsorientierte 

Erhebung der Körperschaftsteuer unterläuft.30 Zur empirischen Relevanz ist 

anzumerken, dass Steuervermeidung tatsächlich stattfindet, überwiegend aus 

der Nutzung institutioneller Defizite resultiert und keineswegs selten ist: 

„[…] empirical evidence on corporate tax avoidance is robust and significant. Moreover, it is 

clearly shown that transfer-pricing and group financing strategies are used to reallocate pro-

fits within the group. […] Finally, very little is known on the actual revenue consequences of 

these strategies.“
31

 

Die Diskussion um die Steuervermeidung multinational tätiger Unternehmen 

ist nicht erst mit dem OECD-Aktionsplan aufgekommen. Sie wird schon lange 

geführt, was auf nationaler Ebene diverse Gegenmaßnahmen hervorgebracht 

hat. Dass diesem fiskalischen Problem gemeinsam begegnet werden soll, ist 

allerdings neu. Grundsätzlich ist es sinnvoll, auf eine Abstimmung bzw. Ein-

führung nationaler Regelungen zu drängen, um die europäische Körper-

schaftsbesteuerung fiskalisch äquivalenter bzw. institutionell kongruenter zu 

machen. So kann effektiver verhindert werden, dass in einem Land gewirt-

schaftet und öffentliches Angebot mehr oder weniger „kostenlos“ genutzt 

wird. Abbildung 7 führt den Handlungsbedarf der europäischen Staaten auf, 

um die klassischen Gewinnverlagerungskanäle zu schließen.32 

Mit koordinierten Hinzurechnungsbesteuerungen (Maßnahme 3) kann die 

Repatriierung von Einkünften erreicht werden, mit koordinierten Abzugsbe-

schränkungen (Maßnahme 4) die Angemessenheit des steuerlichen Abzugs 

finanzieller Aufwendungen und mit koordinierten Verrechnungspreisen bei 

immateriellen Wirtschaftsgütern (Maßnahmen 8 – 10) die Angemessenheit 

konzerninterner Zahlungen – nicht zu vergessen ist die koordinierte Definition 

von steuerlicher Ansässigkeit. 

                                                      
29

  Vgl. Fuest/Spengel/Finke u.a. (2013a, S. 12); Kirchhof (2004); Schreiber (2004, S. 216); 
Melle (2015b, S. 264 f.); auch Buchanan (1963) und (1999, S. 71-86), Musgrave/Musgrave 
(1972, S. 70 ff.), Müller (1998, S. 319 ff., 327 f., 333) oder Schäfer (2005). 

30
  Vgl. Melle (2015b, S. 254); zudem den Wortlaut in OECD (2013, S. 13) bzw. (2014, S. 15). 

31
  Fuest/Spengel/Finke u.a. (2013a, S. 11); vgl. Clausing (2009); Bach (2013); Hines (2014). 

32
  Für eine ausführliche Darstellung der Maßnahmen und Einschätzung der Auswirkungen 

auf die nationalen Steuergesetze in Europa siehe Melle (2015b, S. 255-260). 
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Abbildung 7: Handlungsbedarf in Europa 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Abgesehen von diesen Maßnahmen ist es wichtig, dass Besteuerungslücken 

wie die „check-the-box election“ in den USA33 oder die Nichtbesteuerung von 

Lizenzgebühren in den Niederlanden geschlossen werden. So kann bspw. 

einem „Double Irish Dutch Sandwich“ wirksam begegnet werden. Abbildung 8 

zeigt, wie ein US-Konzern mit dieser Strategie seine Steuerlast minimiert, 

was in der Folge erläutert wird. 

(1) Die Konzernmutter ist in den USA steueransässig und entwickelt geistiges 

Eigentum (Intellectual Property, IP), das sie in den USA exklusiv vermarktet. 

Hierfür fällt kaum Steuer an, weil die erheblichen Entwicklungskosten steuer-

lich absetzbar sind. Die Konzernstruktur erstreckt sich über Irland, die Nieder-

lande und ein Offshore-Land – hier bietet sich das britische Überseegebiet 

Bermuda an, weil es keine Körperschaftsteuer erhebt. (2) Bei ihrer Steuer-

vermeidung setzt die Konzernmutter auf eine Holding in Irland, die sich durch 

einen Kostenverteilungsvertrag an den Entwicklungskosten der Muttergesell-

schaft beteiligt und deshalb das geistige Eigentum außerhalb der USA ver-

markten darf. 

                                                      
33

  Durch „check-the-box“ werden die Nicht-US-Lizenzgebühren nicht als „Subpart F Income“ 
klassifiziert, d.h. keine Hinzurechnungsbesteuerung (Subpart F Inclusion) – wobei ein ge-
wisser „lock-in“ der Lizenzgebühren in Bermuda zu bedenken ist. 
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Abbildung 8: Double Irish Dutch Sandwich 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

(3) In Irland ist auch eine Betriebsgesellschaft steueransässig, die das geisti-

ge Eigentum über das Internet (sog. E-Commerce) an alle Nicht-US-Kunden 

vermarktet. Für das Vermarktungsrecht zahlt sie unangemessen hohe, in Ir-

land steuerlich absetzbare Lizenzgebühren an (4) eine Zwischengesellschaft 

in den Niederlanden, die Lizenznehmerin der Holding ist (wäre die irische Be-

triebsgesellschaft direkte Lizenznehmerin der Offshore-Holding, müsste sie 

20 % irische Quellensteuer für die Lizenzgebühren nach Bermuda einbehal-

ten). Die überhöhten Lizenzgebühren sorgen dafür, dass bei der Betriebsge-

sellschaft kaum Steuern anfallen (Verrechnungspreisregeln hat Irland erst in 

jüngster Zeit eingeführt, wobei Geschäftsbeziehungen, die vor Juli 2010 ver-

einbart wurden, hiervon nicht betroffen sind). (5) Die geschäftliche Oberlei-

tung der Holding in Irland befindet sich in Bermuda, weshalb für die Holding 



Beiträge der Hochschule Pforzheim Nr. 158 
  

20 

keine Steuer in Irland anfällt – sie gilt dort als nicht steueransässig. Der Um-

weg über Irland ist erforderlich, da die Gesetzeslage in den Vereinigten Staa-

ten nicht zulässt, dass amerikanische Unternehmen von Nichtbesteuerung 

profitieren, indem sie auf direktem Weg eine Offshore-Gesellschaft gründen. 

Abgesehen von der Verrechnungspreisproblematik werden eine Systemab-

weichung und zwei Besteuerungslücken genutzt, um in Bermuda die Nichtbe-

steuerung der Lizenzgebühren zu realisieren. Die Systemabweichung ist, 

dass die Holding aus amerikanischer Sicht in Irland steueransässig ist, aus 

irischer Sicht in Bermuda. Die eine Besteuerungslücke ist, dass nach der eu-

ropäischen Zins- und Lizenzrichtlinie (Besteuerung im Empfängerstaat, 

2003/49/EG vom 3.6.2003) keine irische Quellensteuer anfällt und die Geset-

zeslage in den Niederlanden erlaubt, dass die hohen Lizenzgebühren steuer-

frei über die Holding nach Bermuda weitergeleitet werden (nur ein kleiner 

Prozentbetrag fällt für die Nutzung des niederländischen Steuersystems an). 

Die andere Besteuerungslücke ist die „check-the-box election“ in den verei-

nigten Staaten, die dafür sorgt, dass der Nicht-US-Finanzstrom dort unbe-

rücksichtigt bleibt. 

Die Gewinnsteuer kann als Steuerpreis interpretiert werden. Die OECD sieht 

es genauso, indem sie die freie Standortwahl nicht einschränken, sondern 

ihre „Tatsächlichkeit“ erzwingen will. Buchhalterische Exits sollen verhindert 

oder zumindest stärker eingeschränkt werden. Tatsächliches Wandern, um 

von Steuerbelastungsgefällen zu profitieren, bliebe unberührt – insbesondere 

wanderndes nicht-physisches Kapital wie geistiges Eigentum, das nicht mit 

einer komplexen Konzernstruktur und überhöhten Lizenzgebühren einher-

geht, um als Vehikel für Gewinnverlagerungen zu fungieren.34 Abbildung 9 

gibt einen Überblick über die ordnungsökonomische Analyse. 

 

 

 

                                                      
34

  Das ist nur folgerichtig, weil die Entscheidung für eine andere Besteuerung gleichzeitig die 
Entscheidung für ein anderes öffentliches Angebot ist (vgl. Melle 2015b, S. 264-267). 
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Abbildung 9: Ordnungsökonomische Analyse 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Geht man von der Körperschaftsteuer als Steuerpreis und einer gewissen 

Deckungsgleichheit von Nutzer- und Zahlerkreis bzw. Nutzer-, Zahler- und 

Entscheidungsträgerkreis aus, mag diese auch noch so gering sein, können 

die geplanten Maßnahmen den Grad der Deckungsgleichheit steigern. Es ist 

sinnvoll, auf eine Abstimmung bzw. Einführung nationaler Regelungen zu 

drängen, um die fiskalische Äquivalenz bzw. institutionelle Kongruenz35 zu 

                                                      
35

  Es ist klar, dass es in der Realität keine vollkommene Deckungsgleichheit geben kann, 
denn es bräuchte für jedes einzelne Kollektivgut ein eigenes Hoheitsgebiet. Deshalb sind 
beide Konzepte losgelöst von ihrer Idealvorstellung zu verstehen. Die Körperschaftsteuer 
als Preis ist die Gegenleistung für konkret und nicht konkret genutzte Staatsleistungen, 



Beiträge der Hochschule Pforzheim Nr. 158 
  

22 

steigern. Mit „Einführung“ ist gemeint, dass koordinierte Maßnahmen auch 

der Einbeziehung von Staaten dienen, die bisher untätig geblieben sind (z.B. 

Irland, Luxemburg oder Zypern bei der Hinzurechnungsbesteuerung). Ohne 

koordinierte Maßnahmen besteht immer der Anreiz, keine Maßnahmen gegen 

Steuervermeidung zu ergreifen, um so mit zusätzlicher Standortattraktivität zu 

punkten.36 Fraglich ist, ob die kooperationsbereiten Staaten tatsächlich an 

einem Strang ziehen werden. Das Bundesfinanzministerium ist optimistisch: 

„Aufgrund der breiten Zustimmung […] ist mit einem positiven Ausgang des 

BEPS-Projekts zu rechnen.“37 Dass der Aktionsplan umgesetzt wird, ist das 

eine, wie er umgesetzt wird, das andere. Letztlich muss er sich daran messen 

lassen, wie sehr er den Bezug der nationalen Körperschaftsteueraufkommen 

zur Inanspruchnahme öffentlicher Güter stärken kann. 

Die Staatengemeinschaft hat die richtige Richtung eingeschlagen. Dennoch 

verwundert, dass für Zinsen und Lizenzgebühren international koordinierte 

Quellensteuern nicht miterwogen werden. Klar ist, dass diese vergleichsweise 

einfache und effektive Maßnahme eine breite internationale Zustimmung 

bräuchte, die schwer zu erreichen sein dürfte.38 „Geht es den Staaten jedoch 

im Kern darum, die Nullbesteuerung von multinationalen Unternehmen zu 

bekämpfen, dann darf es auf rein einzelstaatlich definierte Interessen nicht 

allein ankommen.“39 Im Fall von „Double Irish Dutch Sandwich“ wäre schon 

viel gewonnen, wenn für die Lizenzgebühren aus Irland, wo Staatsleistungen 

für die Vermarktung des geistigen Eigentums genutzt werden, irische Quel-

lensteuer anfiele. Europa ist zu empfehlen: Gegen Gewinnverlagerungen in 

Drittstaaten sollte es koordinierte Quellensteuern unterstützen, denn diese 

stellen eine im Vergleich zu den OECD-Plänen einfache und effektive Maß-

nahme dar, die Doppelbesteuerungen nicht in Kauf nimmt; zusätzlich sollte es 

sich auf eine GKKB einigen, um durch eine nutzungsorientierte Erhebung 

innereuropäischen Gewinnverlagerungen besser zu begegnen. Ein Steuer-

                                                                                                                                                       
die in Art und Umfang zwischen Ländern variieren, so auch der unternehmerische Ge-
winn, der mit der Steuer korreliert (vgl. Schreiber 2004, S. 216; Fuest/Spengel/Finke u.a. 
2013a, S. 12; Melle 2015b, S. 264 f.). 

36
  Vgl. Melle (2015b, S. 268 ff.). 

37
  Bundesministerium der Finanzen (2013, S. 9). 

38
  Schon allein deshalb, weil mit einer Ausweitung der Quellenbesteuerung eine stark ver-

mehrte Inlandsanrechnung der im Ausland gezahlten Quellensteuern einherginge, wo-
durch eine merkliche Umverteilung der nationalen Steueraufkommen bewirkt würde. 

39
  Fuest/Spengel/Finke u.a. (2013b, S. 35); vgl. Fuest/Spengel/Finke u.a. (2013a, S. 16, 20). 
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monopol in Form einer „European Union Corporate Income Tax“40 ist abzu-

lehnen, um den Körperschaftsteuerwettbewerb in Europa zu erhalten.41 

 

5. Ergebnisse 

 

Der vorliegende Beitrag ist ein Plädoyer für einen Mittelweg der Angleichung 

der heterogenen Unternehmensteuern in Europa. Um steuerlichen Hindernis-

sen für grenzüberschreitendes Wirtschaften und Gewinnverlagerungen von 

Hoch- in Niedrigsteuerländer wirksam zu begegnen, wäre ein Umdenken 

wünschenswert: Wettbewerb und Harmonisierung der Besteuerung von Un-

ternehmensgewinnen können Komplemente statt Substitute einer effizienten 

Koordination sein. Die Argumentation pro GKKB stützt sich auf die steuer- 

und ordnungsökonomischen Vorteile einer solchen europaweit einheitlichen 

Regelung. Zu den steuerökonomischen Vorteilen gehören die einfache Ver-

lustverrechnung über die Grenze, geringere Befolgungskosten, keine Mehr-

fachbesteuerung, keine Verrechnungspreise und steuerneutrale Umstruktu-

rierungen, zu den ordnungsökonomischen mehr Belastungstransparenz ex 

ante (Stichwort „nominal vs. effektiv“) und mehr allokative Effizienz durch eine 

nutzungsorientierte Erhebung (Stichwort „Steuervermeidung“). 

Die von der Europäischen Kommission geplante GKKB würde die Körper-

schaftsteuerkonkurrenz in Europa nicht beenden, sondern auf die nationalen 

Steuersätze reduzieren und zugleich den Bezug der nationalen Körperschaft-

steueraufkommen zur Inanspruchnahme öffentlicher Güter stärken. Denkt 

man an buchhalterische Exits, wäre eine Pflichtlösung bei Multinationalität 

vorzuziehen. Ein fiskalpolitisches Kartell ist abwegig, zumal Drittstaaten im-

mer eine Abwanderungsoption wären. Das Argument, dass der Wettbewerb 

eine Angleichung wie die GKKB besser herbeiführen könne, ist nicht über-

zeugend. Statt „ex-post-Harmonisierung“ ist eine die Steuervielfalt erhaltende 

„ex-post-Approximation“ realistisch. Als Gründe sind historisch gewachsene 

Rechtssysteme, die jeweilige Unternehmensrealität und gesellschaftliche Ak-

zeptanz sowie die Partei- und Interessenpolitik auszumachen. 

                                                      
40

  Zu möglichen Harmonisierungsschritten Bond/Chennells/Devereux u.a. (2000, S. 64-71). 
41

  Vgl. Fuest/Spengel/Finke u.a. (2013a, S. 12, 14-17, 20) und (2013b, S. 35 f.); Heckemey-
er/Spengel (2013, S. 365 f.); Melle (2014, S. 136 ff., 146-150) und (2015b, S. 270-273). 
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„Zum Hierzahlen oder zum Mitnehmen?“42 Diese Frage sollte sich ein Unter-

nehmen künftig nicht mehr stellen können: Wer ein bestimmtes öffentliches 

Angebot nutzt, „muß zur Finanzierung dieses Markt- und Rechtssystems bei-

tragen“.43 Der OECD-Aktionsplan ist der jüngste Vorstoß der internationalen 

Staatengemeinschaft gegen Steuervermeidung, wobei die freie Standortwahl 

nicht eingeschränkt, sondern ihre „Tatsächlichkeit“ erzwungen werden soll. In 

der heutigen Wirtschaftswelt kann Abwanderung bedeuten, dass durch buch-

halterische Gewinnverlagerungen in einem Land niedrige bzw. keine Steuern 

entrichtet und in einem anderen Land öffentliche Leistungen genutzt werden. 

Wie kann solchen Abwanderungen, die zu einer Unter- bzw. Nichtversorgung 

mit öffentlichen Gütern und Steuermehrbelastung der Lohnempfänger, Ver-

braucher und lokalen Wirtschaft führen können, wirksam begegnet werden? 

Gesucht ist „an appropriate measure to ensure that multinationals pay a fair 

share of taxes in countries where they operate“.44 Europa ist zu empfehlen: 

Gegen Gewinnverlagerungen in Drittstaaten sollte es koordinierte Quellen-

steuern unterstützen, gegen innereuropäische Gewinnverlagerungen auf eine 

Pflicht-GKKB bei Multinationalität drängen. Eine europäische Körperschaft-

steuer ist abzulehnen, um den Wettbewerb der Körperschaftsteuersysteme in 

Europa weiterhin entdeckend und kontrollierend wirken zu lassen.45 

                                                      
42

  Schäfer (2005). 
43

  Kirchhof (2004). 
44

  Fuest/Spengel/Finke u.a. (2013a, S. 15). 
45

  Im GKKB-Entwurf ist vermerkt, dass keine weiteren Angleichungen der direkten Gewinn-
besteuerung vorgesehen sind (vgl. Europäische Kommission 2011, S. 4 f., 11, 13). Das 
verwundert nicht, denn schon der Entwurf einer Körperschaftsteuer-Richtlinie (1975) und 
der Ruding-Bericht (1992) wollten die Körperschaftsteuersätze antasten, was letztlich am 
Widerstand der Mitgliedstaaten scheiterte. 
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Lage durch den Sachverständigenrat im Jahres-
gutachten 2000/2001 

94. Jürgen Wertheimer Febr. 2001 

 Geklonte Dummheit: Der infantile Menschenpark.  
Vortrag gehalten im Rahmen des Studium Genera-
le der Hochschule Pforzheim, Wintersemester 
2000/01 

95. Konrad Zerr März 2001 

 Erscheinungsformen des Online-Research – Klas-
sifikation und kritische Betrachtung 

96. Daniela Kirchner April 2001 

 Theorie und praktische Umsetzung eines Risiko-
managementsystems nach KontraG am Beispiel 
einer mittelständischen Versicherung 

97. Bernd Noll Mai 2001 

 Die EU-Kommission als Hüterin des Wettbewerbs 
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 Prozessurale Probleme bei Beschlussmängelstrei-
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deren professioneller Einsatz im Bankgeschäft 

101. Constanze Oberle Okt. 2001 
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115. Dirk Wenzel Nov. 2004 
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 Tätermotivation in der Wirtschaftskriminalität 

129 Frank Thuselt Juni 2009 

 Das Arbeiten mit Numerik-Programmen. MATLAB, 
Scilab und Octave in der Anwendung. 

130. Helmut Wienert Aug. 2009 

 Wachstumsmotor Industrie? Zur Bedeutung des 
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